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Sehr geehrte Damen und Herren! 

In der Beilage übersenden wir Ihnen 25 Ausfertigungen unserer Stellungnahme 

zu o.a. Entwurf. 

Präsidentin 
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Hauptverband katholischer Eltemvereine Österreichs 

Stellungnabme zu den zur Begutachtung ausgesendeten Gesetzesvorlage 
Z1. 12.690/3-IWA/2/98 betreffend Änderung 
SchOG, SchUG, SchPtlG, PfSchErh-GG 

Vorbemerkung: 

Mit den gegenständlichen Änderungen sollen bewährte Schulversuche ins Rege1schulwesen 
übernommen werden. Dazu kommen legistische Anpassungen. 

Leider wurde die Diskussion zum Aufsteigen mit einem ''Nicht genügend" über Verlangen der 
Erziehungsberechtigten nicht weitergefllhrt und hiezu kein Gesetzesentwurf vorgelegt. Eine 
entsprechende Gesetzesänderung wird daher vorgeschlagen. 

I) Schulorganisationsgesetz 

a) Scbuleingangsbereicb 

Der Entwurf sieht die Einbeziehung der Vorschulstufe in die Grundstufe I vor. Damit ergibt sich 
die Erfüllung der 9-jährigen Schulpflicht bereits mit Abschluß der 4. Klasse der Hauptschule oder 
AHS. Eine Rückstellung von Schulbesuch soll nicht mehr möglich sein. 

Grundsätzlich ist der Ausbau der Vorschulstufe zu begrüßen, nicht aber um den Preis einer . 
Verkürzung der Grundschulzeit. Gerade Kinder, die aufgrund mangelnder Reife in die Vorschulstufe 
eingeschult werden, verlieren nach dieser Regelung ein dringend benötigtes letztes Ptlichtschuljahr in 
der polytechnischen Schule. 

§ 7 Abs 11 letzter Satz Schulptlichtgesetz sieht zwar in der Neufassung vor, daß die Einrechnung 
des Besuches der Vorschule in die Dauer der allgemeinen Schulpflicht nur dann einzurechnen ist, 
wenn die neunte Schulstufe erfolgreich abgeschlossen wird, normiert damit aber letztendlich als 
Regelfall die Einbeziehung des Besuches der Vorschule in die PtlichtschuIzeit. Kinder, die die 
Vorschule besucht haben und die vierte Klasse Hauptschule oder AHS erfolgreich abgeschlossen 
haben, werden damit in der Regel vorzeitig dem Arbeitsmarkt zugefllhrt und verlieren die 
Möglichkeit einer Berufsorientierung einschließlich "Schnupperlehre" in der polytechnischen Schule. 

Die Vorschule sollte eine sinnvolle Ergänzung zur Grundschule sein, nicht aber ein vorgesetzter 
Ersatz mit nachfolgendem Wegfall des letzten Ptlichtschuljahres. 

Es wird daher vorgeschlagen, die Dauer des Besuches der Vorschule nicb t in die allgemeine 
Schulpflicht einzurechnen. 
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§ 11 Abs 1 SchOG soUte daher lauten: 

Die Volksschule umfaßt die Grundschulstufe, bestehend aus 

a) der Vorschulstufe; 
b) der Grundstufe I und 
c) der Grundstufe 11 sowie bei 
Bedarf die Oberstufe. 

Der Besuch der Vorschule erfolgt über Antrag der Erziehungsberechtigten und ist 
nicht in die Pflicht8chulzeit einzurechnen. 

Gegen die Neuregelung der Vorschule an sich bestehen keine Bedenken. 

Die übrigen Gesetzesbestimmungen (u.a. § 12 leg. cit.) wären entsprechend anzupassen. 

b) Fremdsprachenunterricht im Volk.sschulbereich 

Die beabsichtigten Neuregelungen werden ausdrücklich begrOOt. Es ist ein Erfordernis der 
heutigen Zeit, daß Schulkinder möglichst frühzeitig eine Fremdsprache erlernen. Im Hinblick auf das 
Erfordernis der Einheitlichkeit der Ausbildung im Grundschulwesen wäre es aber sinnvoll, konkret 
den Unterricht in Englisch vorzusehen. Die im gesamten Schulwesen grundsätzlich gegebene 
Wahlfreiheit der ersten lebenden Fremdsprache solhe im Interesse eines flächendeckenden 
Unterrichtes der Englisch eher zurückgedrängt werden. Für die zweite und jede weitere lebende 
Fremdsprache muß die Wahlfreiheit der Schule weiter gewährleistet sein. 

§ 10 Abs 2lit b) SchOG sollte daher lauten: 

Als verbindliche Übungen: Verkehrserziehung und (mr Schüler, die mr den zweisprachigen 
Unterricht an Volksschulen für sprachliche Minderheiten angemeldet sind, als unverbindliche 
Ubung) Englisch. 

Die Übergangsfrist des § 129 SchOG bis 1.9.2003 - 5 Jahre - ist offenbar zu lang. 
Volksschullehrer müssen in der Lage sein, in kürzerer Zeit entsprechende Kurse zu absolvieren und 
Prüfungen abzulegen. Mit der Einfiihrung des Sprachunterrichtes als verbindliche Übung sind keine 
technischen Veränderungen in der Schule verbunden. Eine Ausweitung der Unterrichtsstunden und 
damit beschäftigungspolitische Maßnalunen sind nicht vorgesehen. Die Übergangsfrist sollte daher 
mit 2 Jahren begrenzt werden. 

c) Leistungsdifferenzierung an Hauptschulen 

Die Lockerung der bisher eher starren Regelungen wird die Attraktivität der Hauptschulen fiSrdern 
und ist daher zu begrüßen. Die Inkraftsetzung der neuen Bestimmungen erst mit Beginn des 
Schuljahres 1999/2000 erscheint aber nicht zwingend geboten, da kein Umstellungsaufwand anfällt 
und sich die Lehrer soweit vorbereiten können, daß die Anwendung der Bestimmungen im 
kommenden Schuljahr keine Schwierigkeiten bereiten dürfte. 
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11. Schulunterrichtsgesetz 

a) Überspringung von SchulstuCen 

Nach dem Entwurfkönnen die Vorschule und Grundstufe I, das sind insgesamt 3 Schuljahre, 
unterjährig so übersprungen werden, daß nur 1 Schuljahr anfällt, wenn ein Schüler entsprechend 
begabt ist. Wie das in der Praxis möglich sein soll, bleibt abzuwarten. Bei Herausnahme der 

>, Vorschule aus der Grundschulstufe ein, wie bereits oben besprochen, stellt sich das Problem nicht. 

b) Aufsteigen in eine höhere Schulstufe 

Im Zuge der Schulgesetzreform 1996 wurde das Aufsteigen eines Schülers mit einem ''Nicht 
genügend" über Verlangen der Erziehungsberechtigten allgemein zur Diskussion gestellt. 

Der nunmehrige Entwurf setzt sich mit dieser Frage leider überhaupt nicht auseinander, sondern 
beinhaltet lediglich einen weiteren Absatz (4a) in § 25 SchUG mit dem Ziel, aufgrund der 
Neufassung des § 18 Abs 2 SchUG auch bei einer verbalen Beurteilung eine Entscheidung der 
K1assen- bzw. SchuIkonferenz zu ermöglichen. 

Es ist nach wie vor ein wichtiges Elternanliegen, das Aufsteigen mit einem "Nicht genügend" 
auch dann zu ermöglichen, wenn die Erziehungsberechtigten dies beantragen. 

Es wird daher vorgeschlagen, § 25 Abs 4 folgenden Satz anzuftlgen: 

d) der Schüler oder sein Erziehungsberechtigter dies nach erfolgloser Ablegung der 
Wiederholgungsprifung verlangt. 

Mit dieser Bestimmung wird einerseits klargestellt, daß sich ein Schüler dann, wenn ihm die 
Klassenkonferenz das Aufsteigen mit einem ''Nicht genügend" verwehrt, der Wiederholungsprüfung 
unterziehen muß, andererseits aber über sein Verlangen bzw. das Verlangen des Erziehungs- . 
berechtigten der Aufstieg nicht verweigert werden darf. 

Die Praxis zeigt, daß es der Lehrer oftmals in der Hand hat, über das schulische Schicksal eines 
Schülers in der Wiederholungsprüfung zu entscheiden, wobei sich in Grenz:fiillen ein Lehrer auch von 
dem Umstand leiten lassen könnte, daß er bei positiver Beurteilung einen ihm unangenehmen Schüler 
weiter in der Klasse hat, sonst aber an Kollegen "abtreten" kann. Die Möglichkeit des Aufstieges 
über Antrag nach Ablegung der Wiederholungsprüfung schaltet diese Überlegung von vorneherein 
aus. Wenn der Lehrer weiß, daß er den Schüler letztlich nicht los wird, ist eine objektivere 
Beurteilung zu erwarten, als bei der jetzigen Situation. Oftmals sind Wiederholungsprüfungen bei nur 
einem ''Nicht genügend" ohnehin Grenz:fiille, die eigentlich schon durch Votum der Klassenkonferenz 
positiv erledigt hätten werden können. Das Ausbleiben eines derartigen Votums kann auch mit 
"atmosphärischen Störungen" zusammenhängen. Umso schwieriger ist es dann, wenn das weitere 
schulische Schicksal ausschließlich von jenem Lehrer abhängt, der gegen das Aufsteigen eingetreten 
ist und eine Mehrheit der anderen Lehrer auch von seinem Standpunkt überzeugen hat können. 

Die Verweigerung des Aufsteigens durch die K1assenkonferenz hat aber in der Regel triftige Gründe. 
Das Aufstiegsrecht trotz dieser Verweigerung sollte daher zumindest von Antritt der 
Wiederholungsprüfung abhängig gemacht werden, zumal dabei auch Lerndefizite aufgehoh werden 
und selbst bei negativem Ausgang eine bessere Ausgangssituation im folgenden Schuljahr besteht. 
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c) Verbale Leistungsbeurteilung 

Die Leistungsbeurteilung durch Noten auch in der 1. und 2. Schulstufe der Volksschule ist bei einem 
Schulwechsel in eine Schule mit Notensystem notwendig. Derartige Schulwechsel kommen bedingt 
durch Übersiedlungen immer wieder vor. 

Andererseits ist der Idee einer verbalen Beurteilung nicht gedient, wenn diese nur zusätzlich zu der 
Beurteilung durch Noten stattfinden darf. 

Bei Aufrechterhaltung des Grundsatzes der Beurteilung durch Noten soll daher die Möglichkeit einer 
", möglichst freizügigen verbalen Beurteilung geschaffen werden, wobei über V erlangen der 

Erziehungsberechtigten aber eine Beurteilung durch Noten vorzunehmen oder nachzureichen ist. 

Es wird daher folgende Fassung des § 18 Abs 2 SchUG vorgeschlagen: 

(2) Für die Beurteilung .... 

In der 1. und 2. Schulstufe der Volksschule und der Sonderschule kann das Klassenforum oder 
Schulforum beschließen, daß die Beurteilung der Leistungen anstelle durch Noten oder zusätzlich zu 
den Noten in der Form einer Leistungsbeschreibung zu erfolgen hat. 'Ober Verlangen eines 
Erziehungsberechtigten ist jedoch eine Beurteilung durch Noten zu erteilen. Zur 
Sicherstellung einer Zeugnisausfertigung mit Noten ist eine Beurteilung durch Noten beim 
Schulleiter zu hinterlegen. 

ill. Schulpflichtgesetz 

Die Streichung der Zurückstellung von Kindern vom Schulbesuch durch verpflichtende Einfilhrung 
der Vorschule ist zu begrüßen, da die derzeitige Praxis eine Ungleichbehandlung von schulpflichtigen 
Kindern mit sich gebracht hat. 

Wie schon erwähnt, bringt die Neuregelung aber einen gravierenden Nachteil mit sich, indem die 
Pflicht schulzeit letztlich durch Anrechnung des Vorschuljahres verkürzt wird, was nicht im Sinn des 
Jugendlichen sein kann. Die Problematik wurde bereits in der Stellungnahme zum SchOG erörtert. 

IV. Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz 

Das Gesetz regelt lediglich die Administration der Schulsprengel und ist in dieser Fassung zum 
Vollzug der übrigen Gesetze notwendig. 
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